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c) In Absatz 4 wird in Nummer 2 das Wort „und“ gestrichen sowie der Punkt nach 
Nummer 3 durch das Wort „und“ ersetzt und folgende Nummer 4 angefügt: 
  
„4. für die Aufstellung, Änderung oder Ergänzung von Bebauungsplänen oder 
einer Satzung nach § 34 Absatz 4 Satz 1 Nummer 3 des Baugesetzbuches.“ 
 

35. § 37 wird wie folgt geändert:  
a) Absatz 1 Satz 3 erhält folgende Fassung:  

„Die Gemeinde kann außerhalb von Campingplätzen die Aufstellung und 
Benutzung von Zelten oder nach dem Straßenverkehrsrecht zugelassenen 
beweglichen Unterkünften für Gruppen von bis zu 35 Personen für einen 
Zeitraum von bis zu sechs Monaten genehmigen.“ 

b) In Absatz 2 Satz 1 werden die Worte „Zelt- und“ gestrichen. 
 

36. In § 40 Absatz 2 werden die Worte „Gemäß § 63 Absatz 2 Nummer 8“ durch die 
Worte „Abweichend von § 63 Absatz 2“ ersetzt. 
 

37. In § 42 Absatz 1 werden nach dem Wort „Behörde“ die Worte „oder, sofern die 
Entscheidungsbehörde nicht die Anhörungsbehörde ist, die für die Anhörung zu-
ständige Behörde“ eingefügt. 
 

38. § 45 Absatz 5 Satz 2 erhält folgende Fassung:  
„Die oberste Naturschutzbehörde kann im Benehmen mit dem Ministerium für In-
neres und Bundesangelegenheiten durch Verordnung die Voraussetzungen für 
die Eignung, die Begründung, die Abberufung, die rechtliche Stellung, die Aus- 
und Fortbildung, Maßstäbe für eine Entschädigung, Vorschriften über den 
Dienstausweis und Dienstabzeichen sowie über den Einsatz von informations-
technischen Geräten und elektronischen Datenträgern regeln.“ 

 
39. § 48 Absatz 2 erhält folgende Fassung: 

 
„(2) Abweichend von § 65 Absatz 1 BNatSchG soll die zuständige Naturschutz-
behörde den Duldungspflichtigen Gelegenheit geben, die vorgesehene Maß-
nahme selbst durchzuführen oder in Auftrag zu geben. Die dabei entstandenen 
Kosten werden von der zuständigen Behörde auf Antrag bis zur Höhe der Kosten 
erstattet, die entstanden wären, wenn die Behörde die Maßnahme selbst durch-
geführt oder in Auftrag gegeben hätte. Führen die Duldungspflichtigen die Maß-
nahme nicht selbst durch, soll die Behörde ihnen bekannt geben, von wem und 
wann die Maßnahme durchgeführt wird.“ 

 
40. § 50 erhält folgende Fassung: 
 

„§ 50 
Vorkaufsrecht 

(zu § 66 Absatz 5 BNatSchG) 
 

(1) Dem Land steht ein Vorkaufsrecht zu an Grundstücken, 
1. die in Natura 2000-Gebieten, Nationalparks und Naturschutzgebieten 

oder als solchen einstweilig sichergestellten Gebieten liegen, 
2. die in einem Abstand von bis zu 50 m an Natura 2000-Gebiete angren-

zen, 
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3. auf denen sich Moor- oder Anmoorböden im Sinne des § 4 Absatz 1 
Satz 1 Nummer 1 Buchstabe e) und f) des Gesetzes zur Erhaltung von 
Dauergrünland vom 7. Oktober 2013 (GVOBl. Schl. - H. S.387) befin-
den oder 

4. auf denen sich Vorranggewässer nach der Anlage 3 zu diesem Gesetz 
befinden. Die Anlage 3 ist Bestandteil dieses Gesetzes. 

§ 66 Absatz 1 Satz 2 BNatSchG gilt auch für Grundstücke, die in Natura 
2000-Gebieten liegen und für Grundstücke nach Satz 1 Nummer 2 bis 4. 
 

(2) Das Vorkaufsrecht wird nicht dadurch ausgeschlossen, dass in dem Veräuße-
rungsvertrag ein geringeres als das vereinbarte Entgelt beurkundet wird. Dem 
Land gegenüber gilt das beurkundete Entgelt als vereinbart. 

 
(3) Die beurkundende Notarin oder der beurkundende Notar hat den Inhalt des 

geschlossenen Vertrages der zuständigen Naturschutzbehörde unverzüglich 
mitzuteilen. § 28 Absatz 1 Satz 2 des Baugesetzbuches gilt entsprechend. 
 

(4) Über § 66 Absatz 4 BNatSchG hinaus kann das Vorkaufsrecht auch zuguns-
ten von rechtsfähigen Vereinen und Stiftungen des bürgerlichen Rechts aus-
geübt werden.“ 

 
 

41. § 54 wird wie folgt geändert: 
 
a) Die Absätze 1 und 2 werden gestrichen. Die Absätze 3 bis 5 werden Absät-

ze 1 bis 3. 
 

b) Absatz 1 erhält folgende Fassung:  
 
„(1) Eine Entschädigung nach § 68 BNatSchG darf 100% des Verkehrswer-
tes des Grundstücks nicht überschreiten. Zur Leistung der Entschädigung 
ist der Träger der öffentlichen Verwaltung verpflichtet, dessen Behörde die 
Rechtsvorschrift erlassen oder eine entschädigungspflichtige Maßnahme 
getroffen hat. Soweit das Land zur Entschädigung verpflichtet ist, ist für die 
Leistung und Festsetzung der Entschädigung einschließlich der Ausübung 
der Rechte nach Satz 5 die obere Naturschutzbehörde zuständig. Über die 
Entschädigung ist zumindest dem Grunde nach in Verbindung mit der Maß-
nahme zu entscheiden. Der Träger der öffentlichen Verwaltung kann von 
den durch eine entschädigungspflichtige Maßnahme betroffenen Eigentü-
merinnen oder Eigentümern die Eintragung einer beschränkten persönli-
chen Dienstbarkeit oder Grunddienstbarkeit mit dem Inhalt verlangen, dass 
die Nutzung, für die die Entschädigung gezahlt werden soll, auf dem 
Grundstück nicht mehr ausgeübt werden kann.“ 
 

c) In Absatz 3 werden die Worte „Absätze 1 bis 4“ durch die Worte „Absätze 1 
und 2“ ersetzt. 
 
 

42. In § 55 wird Satz 2 wie folgt gefasst: „§ 54 Absatz 1 Satz 2 und 3 gilt entspre-
chend.“ 
 




